
3/98 Forum

 

Brauchen wir einen grundrechtlichen

Schutz der Heimat?

Geschichte, Entwicklung und der Versuch einer

Renaissance des Rechts auf Heimat

 

„Hat er [der Mensch] sich erfaßt und

das Seine ohne Entäußerung und Ent-
fremdung in realer Demokratie begrün-
det, so entsteht in der Welt etwas, das

allen in der Kindheit scheint und worin

noch niemand war: Heimat.” (Ernst

Bloch)'

orno und Garzweiler sind zwei

Orte, die dadurch traurige Be-

rühmtheit erlangt haben, daß
wirtschaftliche Interessen nicht nur den

Lebensraum von Pflanzen und Tieren

zerstören, sondern selbst vor der unmit-

telbaren Umgebung von Menschennicht
halt machen. Einen zusätzlichen Grad an

Bekanntheit könnten die beiden Orte in

Zukunft zumindest unter JuristInnen er-

reichen, indem sie für die Renaissance

eines Rechts stehen könnten, welches in

der verfassungsrechtlichen Praxis der

Bundesrepublik nur in der unmittelbaren
Nachkriegszeit und in den 50er Jahren

eine Rolle gespielt hat.

Gemäß einer in der Lehre in der

jüngsten Zeit vertretenen Ansicht soll

das aus Art. Il Grundgesetz (GG) abge-

leitete Recht auf Heimat nämlich in den

Fällen einschlägig sein, in denen Men-
schen von Zwangsumsiedlung betroffen

sind ?. Damit wäre außer Artikel 14 GG,
der für den Eingriff in das Eigentum die
einschlägige Norm ist, für die Men-
schen, die für den Erhalt ihrer Orte mit

juristischen Mitteln kämpfen,ein weite-
res Grundrecht von Bedeutung.

Wo steht das Recht geschrieben?

Ausdrücklich wird nur in Art. 2 Abs. 2
der Landesverfassung von Baden-Würt-

temberg von einem „unveräußerlichen

Menschenrechtauf Heimat“ gesprochen,
welches allerdings kein Abwehrrecht
gegen den Staat begründen soll. In
Brandenburg wird außerdem der Min-
derheit der Sorbenin Art. 25 der Landes-

verfassung zugesichert, daß ihr ange-
stammtes Siedlungsgebiet geschützt, ge-

pflegt und erhalten wird, wobei die Lage
gesetzlich definiert ist. Der Ort Horno

liegt in diesem Gebiet, so daß die Norm
einschlägig wäre, wennsie nicht nurein
Prinzip, sondern ein Recht darstellen
würde, welches die Sorben geltend ma-

chen könnten’.
Im Grundgesetz wird das Recht auf

HeimatausArt. 11 hergeleitet, der grund-
sätzlich die Mobilität schützt, aber auch

deren Anfangs- und Endpunkt. Indem
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das dort beschriebene Rechtjedem Deut-
schen die Möglichkeit gewährt, sich
ungehindert an jedem Ort im Bundesge-
biet aufzuhalten und seinen Wohnsitz zu
nehmen, besteht im Umkehrschluß ge-
nauso das Recht, dort zu bleiben, wo

menschgeradeist. * Allerdings ist damit
noch nicht geklärt, welche Bezugsgröße
der Ort hat, den mensch sich zum Leben

ausgesucht hat. Soll Art. 11 GG davor

schützen, daß mensch aus seiner Woh-

nung geschmissen werden kann oder nur
davor, daß der Staat Deutsche ins Aus-

land abschieben kann?

Die Einschränkbarkeit des Rechts wird
in Art. 11 Abs. 2 GG festgelegt: in das
Recht darf nur „durch Gesetz oder auf

Grundeines Gesetzes“ eingegriffen wer-
den. Damit scheiden bloße Verwaltungs-

vorschriften oder Verwaltungsausübung

aus. Entscheidender ist aber, daß der

Gesetzesvorbehalt an Einschränkungs-
tatbestände gebunden ist. Demzufolge
darf nur durch solche Gesetze eingegrif-
fen werden ‚die die in Art. 11 Abs. 2 GG
genannten Tatbestände erfüllen. U.a.

sind dies fehlende Lebensgrundlage, Ge-
fahr für die freiheitlich demokratische
Grundordnung oder auch der Schutz der

Jugend vor Verwahrlosung°.
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2 Recht

An einen rechtmäßigen Eingriff werden
demnach relativ hohe Anforderungen
gestellt, so daß die Frage, durch welches

staatliche Handeln das Recht auf Heimat
verletzt ist, eine zentrale Bedeutung

gewinnt. Rechtsprechung und Literatur

haben mit Ausnahme der oben genann-
ten neueren Ansicht bisher wenig ausrei-

chende Antworten gegeben. Als Bezugs-

größe wurde ausschließlich die Bundes-
republik als Ganzes genannt‘, so daß
Zwangsumsiedlungeninnerhalb der Bun-

desrepublik nie vom Schutzbereich des
Artikel 11 GG erfaßt werden.

Woher kommt das Recht ?

Ursprünglich in germanischer Zeit auf
das väterliche Erbgut beschränkt, ent-

wickelte sich das eigentliche Heimat-
recht im 16. Jahrhundert undsollte der/
dem Einzelnen ein gewisses Maß an
materieller Sicherheit gewähren. Es be-
gründete den Anspruch der/des Einzel-
nen gegenüberderpolitischen oderkirch-
lichen Gemeinde, im Falle von Alter,

Krankheit oder sonstiger Hilflosigkeit
Hilfe von der Gemeinde zu bekommen.
Grundgedanke war, daß die/der Ge-
meindeangehörige durch wirtschaftliche

Tätigkeit seiner Heimat nützlich gewe-
sen war, wofür er in Notlagen eine

Gegenleistung erhaltensollte. ’

Anspruchsberechtigt waren nur Men-

schen, die Mitglied der betreffenden
Gemeinde waren. Mitglied wurde mensch
durch Geburt, durch Verheiratung oder

durch Aufnahme in die Gemeinde.
Gleichzeitig bestand eine Ver-

pflichtung der Gemeinde,
fremdeBettler des Ortes zu

verweisen. Dieser Ein-
und Ausgrenzung ver-
dankt die Heimat ihre
Entstehung. Sie ent-
spricht also der Ein-

ordnung und dem Ver-
bleib in einem Lebens-
und Traditionsgefüge
bei gleichzeitiger Be-
strafung von Außen-
seitertum. ®
Es kann deshalb kaum

verwundern, daß das Hei-

matrecht im Zusammen-

hang mit der Industrialisie-

rung und der damit verbunde-

nen höheren Mobilität im Laufe
des 19. Jahrhunderts mit Ausnahme

von Bayern allmählich aus den Gesetzen

des Deutschen Reiches verschwand. Da-
bei galt die Rechtslage in Preußenseit

der Reichsgründung von 1870 als Vor-

bild für das übrige Reich.

Mobilität mit der schrittweisen Loslö-

sung des Wohn- und Armenversorgungs-

rechts von der Herkunftsgemeinde und

entwickelte damit das Recht aufFreizü-

gigkeit, wie es heute in Art. 11 GG steht.

    

  

   

 

  

Preußenreagierte auf die zunehmende

Das preußische Junkertum als größter

Nutznießer der stationären Gesellschaft :

versuchte vergeblich, der zunehmenden

Landflucht entgegenzuwirken, indem es

von Menschen, welche sich an einem

neuen Ort ansiedeln wollten, eine Abga-

be verlangte. Die Unterstützungspflicht
der Wohnsitzgemeinde (im Gegensatz

zur Herkunftsgemeinde) wurde bereits
im Allgemeinen Preußischen Landrecht
von 1794 begründet. Gesetzlich veran-

kert wurde das Freizügigkeitsprinzip

schließlich am 31. Dezember 1842 durch
zwei weitere Gesetze. Gemeinden konn-

ten nach diesem Gesetz den Zuzug nur

noch verweigern, wenn nachgewiesen

werden konnte, daß der/die Zuzugwillige
und dessen arbeitsfähige Angehörige

den nötigen Lebensunterhalt für die zu
versorgende Gemeinde nicht aus eige-

nen Vermögenbestreiten konnten.”
Nachdem 1919 auch Bayern dasalte

Heimatrecht abgeschaffthatte, existierte
dieses Recht — verstanden als gemeindlich

- oderterritorial definierte Zuständigkeit —
in Deutschland nicht mehr. Der mit der

Aufklärung begonnene Kampf um die
Freiheit von der Heimat, in dessen

Zusammenhang auch Auswanderungs-

freiheit, Gewerbefreiheit und Kampf um
die Bauernbefreiung stehen, war abge-
schlossen.

Wohinhat sich das Recht
entwickelt?

Mit Entstehung der Heimatbewegung
um die Jahrhundertwendereg-

te sich Kritik an der Ab-
schaffung des Rechts

vor allem aus dem

Bildungsbürger-

tum. Das Bürger-
tum hatte die
Konsequenzen

des Rechts wie

rechtliche und
soziale Zwänge
nie erfahren, da

sich diese aus-

schließlich auf

dem Land ab-

spielten.'" Statt
dessen wurden die

durch die Massen-
gesellschaft der ka-

pitalistischen Produk-
tionsweise erlittenen Ver-

lusterfahrungen auf die Neure-

gelung des Unterstützungswohnrechts

übertragen.

Die Heimat war im Laufe der Indu-
strialisierung immer mehr zum Ortländ-

licher Idylle mit intaktem Sozialgefüge
idealisiert und harmonisiert worden. Aus

bürgerlicher Sicht war sie ein Ort der

Geborgenheit geworden, der durch die

Neuregelung zerstört wurde, weil diese

mehr staatlichen Zentralismus mit sich
brachte. Regionale Identität aber war für
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die Heimatbewegung Grundlage des

staatlichen Gemeinwesens, so daß man
in der Abschaffung eine Gefahr für den
gesamten Volkskörper sah. Eine ähnli-

che Kritik wurde z. B. auch am 1900

eingeführten Bürgerlichen Gesetzbuch

geübt, dem wegen der Rezeption des

römischen Rechts der Vorwurf gemacht

wurde, es sei undeutsch.

Die Kritik an der Abschaffung des
Rechts stand aber nicht nur in einer

konservativ-nationalistischen Tradition,

sondern die Heimatbewegung verstand

den Schutz der Heimat von Anfang an

auch als Rassenschutz. Der niedersäch-

sische Heimatbund bezeichnete auf dem

fünften Niedersachsentag 1906 den

Rassenschutz als “letzten und wichtig-

sten Zweck des Heimatschutzes“.

Mensch fühlte sich durch „slawische“

Arbeiter bedroht, die damals als Ernte-

helfer eingesetzt wurden. Den „Slawen“
wurde in diesem Zusammenhang unter-

stellt, besondersstreitsüchtig, trunksüch-

tig sowie verlogen zu sein. So kriminali-
siert wurden die ImmigrantInnen zu

einer „Volksgefahr‘“ hochstilisiert, ob-

wohl sie nur 0,4 % der Bevölkerung in

Niedersachsen ausmachten !''. Sowohl
der Heimatschutz als auch die Über-
fremdungsszenarien dienten ausschließ-
lich dazu, demdurchdie kapitalistischen

Modernisierungsschübe verunsicherten
Bürgertum eine Kompensationsmöglich-

keit für ihre Ängste anzubieten. Das
Recht auf Heimat war vom Rechtsan-

spruch zu einem konservativen Kampf-
begriff geworden.

Mit dem Aufstieg des Nationalsozia-
lismus wurde der Begriff „Heimat“ in
den Dienst der NS-Ideologie gestellt und

seine Bedeutung verändert. Viele Köpfe

der Heimatbewegung sahert im Natio-

nalsozialismus die Chance, den Wider-
spruch zwischen ihrer Heimatideologie

und der Industriegesellschaft auflösen
zu können.'? Außerdem war das Ver-
ständnis von Heimatschutz als Rassen-

schutz Basis gemeinsamer Interessen.

Die konkreten regionalen Bezüge wur-
den allmählich zurückgedrängt und durch
die „Blut-und-Boden‘“-Ideologie der Na-
tionalsozialisten ersetzt. Heimat war nun

keine überschaubare Struktur mehr, son-

dern die Volksgemeinschaft, die den

Einzelnen total vereinnahmen sollte.

Gleichzeitig wurden die begrifflichen
Grenzen zwischen Heimat, Volk, Nation
und Staat immer mehr aufgeweicht;

zuletzt wurden die unterschiedlichen

Begriffe gleichgesetzt. Diente der

Heimatbegriff nach innen zur Eineb-

nung regionaler Unterschiede, die der

NS-Ideologie der „homogenen Volksge-

meinschaft‘‘ entgegenstanden, so wurde
er nach außen zur Legitimation der

Eroberungspolitik verwendet. Danach
ist ein Volk entwurzelt, das seinen

angestammten Lebensraum verläßt. Nach

der Logik der NationalsozialistInnen
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befandensich diese angestammten Räu-

me des deutsche Volks hauptsächlich im

Süd- und Nordosten Europas. '*
Eine scheinbar größere rechtliche Be-

deutung sollte die Heimat erst wieder im
Zusammenhang mit den Vertreibungen
nach dem Zweiten Weltkrieg bekom-
men. Hierbei stehen die Versuche der
Heimatvertriebenenverbände, ein Men-
schenrecht auf Heimat sowohl auf völ-
kerrechtlicher als auch auf verfassungs-
rechtlicher Ebene zu etablieren, im Mit-
telpunkt. Letzteresist allerdings mit dem
Urteil des Bundesverfassungsgerichts von
1991'* wohl endgültig gescheitert und
wird auch durchweg in der Lehre"
abgelehnt. Hinter diesen Versuchensteht
die Forderung, wiederin die alte Heimat
zurückkehren zu können, welche die
Vertriebenen nach dem Zweiten Welt-
krieg verlassen mußten. Eine politische
Forderung wird versucht unangreifbar
zu machen, indemsie in eine Rechts-

position umdefiniert wird.
Begründungen für die Existenz

dieses Rechts im Völkerrecht ge-
schehenin den zahlreichen Publika-

tionen der Vertriebenenverbände

durch religiöse und naturrechtliche
Herleitungen. Begründet wird dies zum

Beispiel damit, daß für die erdrückende
Mehrheit aller Menschendie alte ange-

stammte Heimat ihres Volkes etwas
Heiliges sei oder daß der Verzicht aufdie
Heimat eine Untreue gegenüber Gott

darstellen würde '°. Ähnliche Überhö-
hungen des Heimatbegriffes existierten
bereits in der Heimatbewegung um die

Jahrhundertwende.

Wo ist die Heimat heute?

Das Recht auf Heimat und der Heimat-
begriff sind historisch betrachtet also

entweder als Teil der feudalistischen

Gesellschaft zu verstehen, welche die
Freiheit des Einzelnen einschränkt, oder
sind zum rechten politischen Kampf-
begriff geworden. Genau von diesem
historischen Ballast möchte Susanne
Baer das Recht auf Heimat befreien'”.
Sie bezieht sich bei ihrer Herleitung des

Heimatbegriffs auf ein Heimatverständ-

nis, das sich mit dem Aufkommen der

neuen sozialen Bewegungen Ende der

70er Jahre entwickelt hat'®.
Lange war der Begriff „Heimat‘“ we-

gen seinerstarken ideologischen Bedeu-

tung aus dem politischen Wortschatz der
Bundesrepublik verschwunden. Erst mit
dem Aufkommen eines ökologischen

Bewußtseins und der Hinwendung weg

vom Internationalismus zum Regionalis-

musin den 70er Jahren sollte die Heimat

wieder als politischer Raum wahrge-
nommen werden. Dabei bezog mensch

sich allerdings nicht auf einen rück-

wärtsgewandten Heimatbegriff, wie er

von konservativer Seite heute immer

noch verwendet wird, sondern auf die

‘Heimat im blochischen Sinne. Dieser

verstand Heimat als einen Idealzustand

des Glücks und des Ineins-Seins mit

Umwelt und Gesellschaft, so daß die

Heimat nicht in der Vergangenheit. zu
suchen, sondern nur in der Zukunft zu

findenist.

Heimat wird als eine Weiterentwick-

lung der gegenwärtigen Verhältnisse „im
Sinne einer Humanisierung der ganzen
Gesellschaft und aller Lebensbereiche“

verstanden '”. Heimat soll kein passives
Gefühl mehrsein, was sich konsumieren

läßt, sondern soll aktiv angeeignet wer-

den. Die Heimatist nicht mehr auf eine

ländliche Idylle bezogen, sondern meint

jede unmittelbare Lebenswelt. Geburts-

 

    
   

 

  
  
ort und „Heimat“ fallen nicht automa-

tisch zusammen, sondern Heimat ist

dort, wo sich der Lebensmittelpunkt
befindet. Susanne Baerleitet aus diesem

Heimatverständnis folgende Definition
von „Heimat“ ab, die sie im Rahmen von

Artikel 11 GG verwenden möchte: „Hei-

matistein freiwillig gewählter, identitäts-
stiftender, soziokultureller,territorial be-

zogener gesicherter Zusammenhang.‘ ”

- Wozu wieder ein Recht auf
Heimat?

Susanne Baersieht nun aufgrund dieser

Heimatdefinition die Möglichkeit gege-
ben, daß im Falle eines Verschwindens
ganzer Dörfer durch Braunkohletagebau
ein rechtswidriger Eingriffin Art. 11 GG
vorliegen könnte?'. Sie versucht also,
den von Umweltzerstörung direkt Be-

troffenen ein weiteres juristisches Mittel

zu geben, um sich dagegen wehren zu

können. So begrüßenswert dieses Ziel
ist, so problematisch erscheint es mir,

das mit Hilfe des Rechts auf Heimat zu

tun. Zunächst ist der juristische Erfolg
eines solchen Vorhabens eher zweifel-

haft, wenn mensch sich zum Vergleich

die höchstrichterliche Rechtsprechung
zum Schutz der Gemeinde in ihrer

Existenz aus Art. 28 Abs. 2 GG betrach-

tet, die dem Recht auf Heimatinhaltlich

sehr nahe kommt??. Außerdem ist die
von der Autorin verwendete Heimat-

definition trotz aller Versuche, sie von

jedem „historischen Ballast“ zu befrei-

cht =
en, nicht geglückt. Dies liegt einerseits

daran, daß Heimatalsidentitätstiftendes

Konzept in der Industrie- und Post-

industriegesellschaft stets ein konserva-
tives Konzeptist, weil mit der Verwen-

dung des Begriffs immer ein homogener
Raum suggeriert wird, der die gesamte
Identität ausmacht.

In einer Industriegesellschaft aber bil-
det sich Identität nicht mehr ausschließ-
lich in der Auseinandersetzung mit der
heimischen Umwelt, sondern wird ge-
nauso bestimmt durch soziale und beruf-
liche Tätigkeiten sowie durch Freizeit-

‚aktivitäten.?* Die Identität ist zu hetero-
gen geworden, als daß sie durch einen
Begriff wie „Heimat“ alleine beschrie-

ben werden kann,da dieserallein örtli-
che Bezüge aufweist. Andererseits ist

Heimat nicht denkbar ohne Fremdheit.
Die Heimaterfahrungist immeran eine
Verlusterfahrung gekoppelt.?* Proble-
matisch ist aber nicht nur die Defini-
tion an sich, sondern auch der

- Zusammenhang, in dem das Recht

auf Heimatsteht. Artikel 11 ist ein
Grundrecht, das nur Deutschen zu-

steht, so daß der Ausgrenzungseffekt

durch den Heimatbegriff verstärkt
wird. In einem Land, in dem immer

noch Staatsbürgerrecht angewendetwird,

welches auf Abstammung beruht, würde

ein Recht auf Heimat kontraproduktiv
wirken.
Marcus Lippestudiert Jura und Poli-
tologie und lebt in Göttingen.
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